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Vorblatt 


Vorschlag der EG-Kommission für eine Richtlinie 
des Rates über Beihilfen für den Schiffbau 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 

A. Problem 

Die zur Zeit in der Gemeinschaft geltenden Richtlinien für Bei- 
hilfen für den Schiffbau laufen unwiderruflich am 30. Juni 1972 
aus. 

B. Lösung 

Die Kommission schlägt ein revidiertes Beihilfensystem für den 
Schiffbau vor. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 

D. Vorschlag 

Von dem Vorschlag der Kommission wird Kenntnis genommen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der EG für eine Richtlinie 
des Rates über die Beihilfen für den Schiffbau 

— Drucksache Vl/2962 — 


A. Bericht des Abgeordneten Breidbach 


I. 

Die genannte Vorlage der EG-Kommission wurde 
vom Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages 
mit Schreiben vom 17. Januar 1972 an den Aus- 
schuß für Wirtschaft federführend und den Haus- 
haltsausschuß mitberatend überwiesen. Der Haus- 
haltsausschuß hat von dem Vorschlag der Kommis- 
sion in seiner Sitzung am 19. Januar 1972 Kenntnis 
genommen. 

II . 

1. Die von der Kommission vorgeschlagene „Richt- 
linie des Rates über die Beihilfen für den Schiff- 
bau" soll die z. Z. geltende Richtlinie Nr. 69/ 
262/EWG vom 28. Juli 1969 ablösen. Diese Richt- 
linie läuft spätestens am 30. Juni 1972 aus. 

2. Die wesentlichen Elemente des Richtlinienvor- 
schlages der Kommission sind: 

— Wie bisher gilt die Regelung nur für die un- 
mittelbar auf das Produkt Schiff bezogenen 
Beihilfen. Andere Beihilfearten (z. B, für In- 
vestitionen) unterliegen dem normalen Ver- 
fahren nach den Beihrlfevorschriften der 
EWG. 

— Wie bisher sind die zugelassenen Beihilfen 
nicht obligatorisch. In dem durch die Richt- 
linie gesetzten Rahmen steht es den einzel- 
nen Mitgliedsländern frei, ob bzw. inwieweit 
sie Beihilfen gewähren wollen. 

— Anstelle der bisherigen Beihilfehöchstgrenze 
von 10®/o tritt die Regelung des Artikels 3, 
nach der 


— Ausfuhrkrediterleichterungen nur zur An- 
passung an die z. Z. gemäß OECD-Verein- 
barung zulässigen Mindestkonditionen 
(7,5 Zins, 20 ^/o Anzahlung, bis zu 
8 Jahre Laufzeit) gestattet sind, 

— produktbezogene Beihilfen anderer Art 
im Jahre 1972 5 ®/o nicht überschreiten 
dürfen und bis 1974 grundsätzlich auf 3 ®/o 
abgebaut werden sollen. 

— Abweichend von der bisherigen Beihilfe- 
regelung wird ausdrücklich vorgesehen (Ar- 
tikel 1), die (in einzelnen anderen Mitglieds- 
ländern) dem Schiffbau in Anwendung all- 
gemeiner Beihilfesysteme zufließenden Sub- 
ventionen auf die nunmehr zulässigen 
Höchstgrenzen anzurechnen. 

— Die diskriminierende Behandlung ausländi- 
scher Hersteller von Schiffen oder von 
iSchiffbauzulieferungen wird ausdrücklich aus- 
geschlossen (Artikel 5). Die bisherige Richt- 
linie sah diese in der Praxis speziell für die 
Lieferung von Schiffszubehör bedeutsame Be- 
stimmung nicht vor, 

— Die Richtlinie soll durch einige in das Rats- 
protokoll aufzunehmende Erklärungen er- 
gänzt werden, insbesondere durch 

— eine Erklärung des Rates, daß Wider- 
sprüche zwischen der Richtlinie und spä- 
teren Ergebnissen auf internationaler 
Ebene (z. B. OECD) über eine weitere 
Normalisierung der Wettbewerbsbedin- 
gungen im Schiffbau vermieden werden 
sollen. 
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— eine Erklärung der Mitgliedstaaten, daß 
sie ihre Beihilfen — Ausnahmefälle Vorbe- 
halten — nicht erhöhen wollen, 

— eine Erklärung der Kommission, daß sie 
unter bestimmten Bedingungen Italien 
Ausnahmen von der Richtlinie zugestehen 
wird. 

IIL 

Bei den Beratungen im Ausschuß hat der Aus- 
schuß davon Kenntnis genommen, daß es bisher 
noch nicht gelungen ist, sich im Rat der EG auf ein 
einheitliches Anrechnungs verfahren von Beihilfen 
zu verständigen. Es ist strittig, inwieweit allgemeine 
produktbezogene Beihilfen auf die vorgesehene 
Höchstgrenze des Artikels 3 angerechnet werden sol- 
len. Der Ausschuß war mit der Bundesregierung der 
Meinung, daß im Interesse eines unverfälschten 
Wettbewerbs auch die produktbezogenen Beihilfen, 
die im Rahmen allgemeiner Beihilferegelungen ge- 


währt werden, in die Richtlinie einzubeziehen sind. 
Sollte sich dieser Standpunkt in Brüssel nicht durch- 
setzen können, müßte nach Ansicht des Ausschus- 
ses alternativ erwogen werden, in welchem Rah- 
men und in welcher Zeit derartige allgemeine Bei- 
hilfesysteme beseitigt werden. Der Ausschuß hat 
eine ähnliche Anregung zum Vorschlag der Kom- 
mission für eine Richtlinie des Rates über die An- 
nahme gemeinsamer Grundsätze auf dem Gebiet 
der Kostensteigerungsgarantie bei Ausfuhrgeschäf- 
ten mit dritten Ländern gegeben, auf die ausdrück- 
lich verwiesen wird. 

Namens des Ausschusses empfehle ich dem Ho- 
hen Hause, von dem Richtlinienentwurf Kenntnis 
zu nehmen und die Bundesregierung gleichzeitig zu 
ersuchen, bei den künftigen Verhandlungen in Brüs- 
sel auf die Verwirklichung der auf einen weiteren 
Abbau der bestehenden Wettbewerbsverfälschun- 
gen gerichteten Grundsätze des Richtlinienentwurfs 
zu drängen. 


Bonn, den 8. Juni 1972 


Breidbach 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag nimmt den Vorschlag der Kom- 
mission — Drucksache W2962 — zur Kenntnis. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den künf- 
tigen Verhandlungen in Brüssel auf die Verwirk- 
lichung der auf einen weiteren Abbau der be- 
stehenden Wettbewerbsverfälschungen gerich- 
teten Grundsätze des Richtlinienentwurfs zu 
drängen. 


Bonn, den 8. Juni 1972 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Stein (Honrath) 

Amtierender Vorsitzender 


Breidbach 

Berichterstatter 



